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Betrifft: Kindlich aussehende Sexpuppen zum Verkauf: große Plattformen des 
elektronischen Handels verstoßen gegen EU-Recht

Eine Untersuchung der französischen Generaldirektion für Wettbewerbspolitik, 
Verbraucherfragen und Betrugsbekämpfung ergab, dass der Internethändler Shein „kindlich 
aussehende Sexpuppen“ zum Verkauf angeboten hat, das heißt Produkte, die illegal sind und 
bei denen es sich um kinderpornografisches Material handelt. Die Pariser Staatsanwaltschaft 
hat zudem bestätigt, dass Ermittlungen gegen Shein, AliExpress, Temu und Wish eingeleitet 
worden sind.

Shein, AliExpress und Temu werden im Gesetz über digitale Dienste (DSA) als „sehr große 
Online-Plattformen“ eingestuft, für die verstärkte Sorgfaltspflichten gelten, einschließlich der 
Ermittlung und Minderung systemischer Risiken bezüglich in Bezug auf die Verbreitung 
illegaler Inhalte und Produkte.

Trotz dieser Verpflichtungen wurde solches Material den Verbrauchern in der EU angeboten.

1. Hat die Kommission nach dem Verkauf dieser „kindlich aussehenden Sexpuppen“ und 
der Verbreitung illegaler Inhalte durch die Plattformen, gegen die Ermittlungen laufen, 
eine Untersuchung im Rahmen des Gesetzes über digitale Dienste eingeleitet oder 
beabsichtigt sie, eine solche Untersuchung einzuleiten?

2. Wie wird die Kommission dafür Sorge tragen, dass mit der Risikobewertung und den 
nach dem Gesetz über digitale Dienste erforderlichen Maßnahmen wirksam verhindert 
wird, dass illegales und pornografisches Material in der EU zum Verkauf angeboten 
wird und dadurch für Minderjährige zugänglich ist?

3. Gemäß Artikel 51 Absatz 3 des Gesetzes über digitale Dienste ist die Kommission 
befugt, den Zugang zum EU-Markt zu beschränken oder auszusetzen. Gedenkt die 
Kommission, diese Befugnis zum Schutz von Kindern und der öffentlichen Gesundheit 
in vollem Umfang zu nutzen?
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